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Die Novellierung des § 89 SGB VI durch das 
RV-Leistungsverbesserungs- und 
 -Stabilisierungsgesetz
Dr. Andy Woditschka

Durch das Gesetz über Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung vom 
28. 11. 2018 (RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz)1 wurden § 89 Abs. 1 Sechstes Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB VI) m. W. vom 5. 12. 20182 fünf neue Sätze angefügt3. Die Notwendigkeit dieser Ergänzung ergab 
sich aufgrund der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)4, die dazu führte, dass die Rentenversiche-
rungsträger (RV-Träger) den Rechtsgedanken des § 89 SGB VI mithilfe der allgemeinen Korrekturvorschriften 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) nicht mehr durchsetzen konnten5. Diese faktische Wirkungs-
losigkeit des § 89 SGB VI wurde nun durch eine Gesetzesänderung behoben.

1. Hintergrund der Änderung des § 89 SGB VI
Die Vorschrift des § 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI begrün­
det für den denselben Zeitraum ein Doppelzahlungs­
verbot für Renten aus eigener Versicherung6. Wenn 
dem Grunde nach Anspruch auf mehrere Renten be­
steht, darf nur die höchste Rente zur Auszahlung 
kommen. Für den Fall, dass beide Renten gleich hoch 
sind, nennt § 89 Abs. 1 Satz 2 SGB VI eine Rangfolge, 
welche Rente wann zu leisten ist. Die 
Vorschrift enthielt bisher nur die 
mate riellrechtliche Nichtleistungsvor­
schrift, wobei die formelle Umsetzung 
der Rechtslage nach den allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensvorschriften 
des SGB X zu bewirken war.

Der häufigste Anwendungsfall des 
§ 89 Abs. 1 SGB VI liegt wohl in jenen 
Konstellationen, in denen eine Rente 
wegen voller Erwerbsminderung auf 
eine Rente wegen teilweiser Erwerbs­
minderung trifft. Diese Fälle waren auch der häu­
figste Anlass für Rechtsstreitigkeiten zwischen Ver­

sicher ten und RV­Trägern, wenn rückwirkend ver­
sucht wurde, die Regelung des § 89 Abs. 1 SGB VI 
durch zusetzen. Hierzu hat das BSG in zwei Urteilen 
für Recht erkannt7, was für die RV­Träger zur weitest­
gehen den Wirkungslosigkeit des § 89 Abs. 1 Satz 1 
SGB VI  führte.

1.1 Das Urteil des BSG vom 7. 4. 2016
Der 5. Senat des BSG hatte in seinem 
Urteil vom 7. 4. 2016 (Az.: B 5 R 26/ 
15 R) über einen Sachverhalt zu be­
finden, in dem durch den RV­Träger 
zunächst eine Rente wegen teilwei­
ser  Erwerbsminderung festgestellt 
wurde, später aber rückwirkend auch 
 eine Rente wegen voller Erwerbsmin­
derung für den gleichen Zeitraum an­
erkannt wurde8. Da die volle Erwerbs­
minderung noch weitergehendere 
Einschränkungen voraussetzt als die 

teilweise Erwerbsminderung9 und die volle Erwerbs­
minderung damit die teilweise Erwerbsminderung 
immer mit einschließt, können beide Rentenarten 
dem Grunde nach nebeneinander bestehen. Nach 
§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI darf jedoch nur die höchste 
Rente tatsächlich gezahlt werden. Diesen Umstand 
versuchte der RV­Träger nach Feststellung der Rente 
wegen voller Erwerbsminderung rückwirkend herzu­
stellen, indem er den Bescheid über die Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung hinsichtlich des Zah­
lungsanspruchs unter Berufung auf § 48 Abs. 1 SGB X 
wegen Hinzutritts von Einkommen aufhob. Dieses 
Vorgehen befand das BSG für rechtswidrig, da bei ob­
jektiver Betrachtung von Anfang an festgestanden 
hätte, dass der Versicherte auch voll erwerbsgemin­
dert gewesen sei und damit die Rente wegen teil­
weiser Erwerbsminderung erst gar nicht zur Zahlung 
hätte gelangen dürfen. Der Verwaltungsakt über die 
Feststellung des Zahlungsanspruchs der Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung sei demnach von An­
fang an rechtswidrig gewesen. Eine Ände rung in den 
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Verhältnissen in Form der Erzielung von Einkommen 
durch die Rente wegen voller Erwerbsminderung läge 
nicht vor. Der RV­Träger könne seine Entscheidung 
damit weder auf § 48 SGB X  stützen, noch könne die 
Aufhebungsentscheidung nach § 43 Abs. 1 SGB X in 
eine Rücknahme nach § 45 SGB X umgedeutet wer­
den. Denn es wäre weder Ermes sen ausgeübt wor­
den, noch hätten im Übrigen die tatbestandlichen 
Voraus setzungen dieser Korrekturnorm vorgelegen.

1.2 Das Urteil des BSG vom 25. 5. 2018
In einem zweiten Verfahren hatte der 13. Senat des 
BSG über eine ähnliche Fallgestaltung zu befinden. 
Mit Urteil vom 25. 5. 2018 (Az.: B 13 R 33/15 R) be­
stätigte das BSG die dem Urteil vom 7. 4. 2016 (Az.: 
B 5 R 26/15 R) zugrunde liegende Rechtsauffassung, 
dass bei der rückwirkenden Feststellung einer Rente 
wegen voller Erwerbsminderung neben einer Rente 
wegen teilweiser Erwerbsminderung für denselben 
Zeitraum der Zahlungsanspruch der Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung nicht nach § 48 SGB X 
rückwirkend aufgehoben werden könne. Der 13. Se­
nat schloss sich der Auffassung an, dass bei objektiver 
Betrachtung die Zahlung der Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung schon gar nicht hätte aufgenom­
men werden dürfen, da der Versicherte auch voll er­
werbsgemindert war und damit wegen § 89 Abs. 1 
Satz 1 SGB VI nur die höhere Rente wegen voller Er­
werbsminderung hätte geleistet werden dürfen. Es 
ginge bei der Korrektur des Verwaltungsaktes über 
die Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung dem­
nach tatsächlich um die Rücknahme eines anfänglich 
rechtswidrigen Verwaltungsaktes, die sich nach § 45 
SGB X richten muss. Dessen Voraussetzungen lägen 
aber nicht vor. Eine wirksame Aufhebung des Be­
scheides über die Rente wegen teilweiser Erwerbs­
minderung hinsichtlich des Zahlungsanspruchs habe 
damit nicht stattgefunden.

1.3 Die Wirkungslosigkeit des § 89 SGB VI a. F.
Durch die nunmehr gefestigte Rechtsprechung des 
BSG war zu konstatieren, dass das materielle Doppel­
zahlungsverbot des § 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI faktisch 
wirkungslos blieb, wenn rückwirkend festgestellt 
wurde, dass ein Versicherter aufgrund derselben 
gesund heit lichen Einschränkung nicht nur, wie zu­
nächst festgestellt, teilweise erwerbsgemindert ist, 
sondern auch voll erwerbsgemindert. In diesen Fällen 
konnte der bereits formell festgestellte Zahlungs­
anspruch der Rente wegen teilweiser Erwerbsminde­
rung mangels weiterer Alternativen10 nicht mehr 
rückwirkend korrigiert werden, da die Voraussetzun­
gen der allgemeinen Korrekturnormen des SGB X 
nicht vorlagen. In Anbetracht gewisser naturgemäßer 
Beurteilungsvarianzen bei der Feststellung des medi­
zinischen Leistungsvermögens eines Versicherten im 
Rentenverfahren wegen verminderter Erwerbsfähig­
keit erschien diese Wirkungslosigkeit des § 89 Abs. 1 
Satz 1 SGB VI systemimmanent11. Eine Gesetzesände­
rung erschien unumgänglich.

2. Regelungen des neuen § 89 Abs. 1 Satz 3 bis 7 
SGB VI

Der Gesetzgeber reagierte mit der Erweiterung des 
§ 89 Abs. 1 SGB VI um ein formelles Korrekturregime 
ausdrücklich auf diese Rechtsprechung des BSG12, 
um  die gesetzgeberische Intention des § 89 Abs. 1 
Satz 1 SGB VI zu verwirklichen. Hierzu wurden die 
nachfolgend dargestellten Regelungen dem § 89 
Abs. 1 Satz 2 SGB VI angefügt.

2.1 Spezielle Korrekturvorschrift, § 89 Abs. 1 Satz 3 
und 4 SGB VI

Im neuen dritten Satz des § 89 Abs. 1 SGB VI wird zu­
nächst angeordnet, dass der Bescheid über eine nied­
rigere oder rangniedrigere Rente vom Beginn der lau­
fenden Zahlung der höheren oder ranghöheren Rente 
an aufzuheben ist, wenn eine Rente gezahlt und für 
denselben Zeitraum eine höhere oder ranghöhere 
Rente bewilligt worden ist. Diese spezielle zukunfts­
gerichtete Aufhebungsvorschrift sichert zunächst den 
Umstand, dass bei einer sonst nach den allgemeinen 
Verfahrensvorschriften notwendigen Rücknahme des 
Bescheides die Frist nach § 45 Abs. 3 Satz 1 SGB X 
abgelaufen sein kann oder die tatbestandlichen Vor­
aussetzungen für eine Rücknahme nicht vorliegen. 
Die Rücknahme eines Verwaltungsaktes ist nur inner­
halb von zwei Jahren nach dessen Bekanntgabe zu­
lässig13. Bei einem längeren Rechtsstreit, in dem statt 
einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung eine 
Rente wegen voller Erwerbsminderung begehrt wird, 
ist im Fall des Obsiegens vor den Instanzen der Sozial­
gerichtsbarkeit der Ablauf von zwei Jahren nach Be­
kanntgabe des Bescheides über die Rente wegen teil­
weiser Erwerbsminderung nicht ungewöhnlich. In 
diesen Fällen wäre die Korrektur des Bescheides über 
die Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung nach 
den allgemeinen Vorschriften des SGB X in Anbe­
tracht der oben aufgezeigten Rechtsprechung des 
BSG bereits wegen Fristablaufs ausgeschlossen. Zur 
Vermeidung dieser Lage und zur Verwirklichung des 
Rechtsgedankens des § 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI hat 
der Gesetzgeber nunmehr durch die Einführung des 
§ 89 Abs. 1 Satz 3 SGB VI Abhilfe geschaffen.

In § 89 Abs. 1 Satz 4 SGB VI wurde zur Verwirk­
lichung der speziellen Korrekturnorm die Anwen­
dung des allgemeinen Verfahrensrechts in §§ 24, 45 
und 48 SGB X abbedungen. Diese Nichtanwendungs­
vorschrift stellt sicher, dass zwischen den Regelungen 
des allgemeinen Verfahrensrechts und der speziellen 
Korrekturnorm des § 89 Abs. 1 Satz 3 SGB X kein 
Wider spruch besteht. Wäre der ausdrückliche Aus­
schluss der Anwendung dieser Vorschriften nicht 

10 S. zur Prüfung der Alternativen Matlok, Woditschka, a. a. O., 50 
(53 ff.).

11 Matlok, Woditschka, a. a. O., 50 (55).
12 BT-Drucks. 19/4668, S. 32.
13 S. hierzu im Einzelnen Merten, in: Hauck, Noftz, SGB, 4/18, § 45 

SGB X, Rdnr. 124 f.
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gesetz lich normiert, bestünde die Gefahr, dass Un­
klarheiten entstehen, welche Korrekturnorm anzu­
wenden ist, was schlussendlich zu unterschiedlichen 
Ergebnissen führen könnte. Eine solche Unbestimmt­
heit wäre im Licht des Rechtsstaatsprinzips proble­
matisch, da die rechtsetzenden Organe verpflichtet 
sind, Regelungen so aufeinander abzustimmen, dass 
Norm adres saten nicht gegenläufige Vorschriften er­
reichen, die Rechtsordnung also nicht aufgrund 
unter schied licher Anordnungen widersprüchlich 
wird14. Eine ähnliche Nichtanwendungsvorschrift fin­
det sich seit Inkrafttreten der neuen Hinzuverdienst­
regeln des Flexirentengesetzes15 auch in § 34 Abs. 3f 
SGB VI16.

Der Bescheid über die niedrigere oder rangniedrigere 
Rente ist nur hinsichtlich des Zahlungsanspruchs auf­
zuheben. Das ergibt sich aus dem Grundgedanken 
des § 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI, der nur eine Doppel­
zahlung von Renten aus eigener Versicherung ver­
hindern will17. Der Bescheid kann im Hinblick auf 
den  Grundanspruch der niedrigeren oder rang­
niedrige ren Rente bestehen bleiben. Bei Renten 
 wegen verminderter Erwerbsfähigkeit liegt das z. B. 
darin begründet, dass die Rente wegen voller Er­
werbsminderung auch immer die medizinisch gerin­
geren Anforderungen an eine Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung mit umfasst18. Für die Durchset­
zung dieser Nicht leistungs vorschrift in der Zukunft 
genügt es deshalb, nur die Grundlage für die Zahlung 
aufzuheben. Im Übrigen bleibt die einmal festgestellte 
niedrigere oder rangniedrigere Rente dem Grunde 
nach bestehen.

Die Aufhebungsvorschrift des § 89 Abs. 1 Satz 3 
SGB VI greift nur, wenn die höhere oder ranghöhere 
Rente in der Zukunft auch tatsächlich laufend zu zah­
len ist. Ist der Anspruch auf die höhere oder rang­
höhere Rente bereits in der Vergangenheit wieder er­
loschen, z. B. weil eine Rente wegen voller Erwerbs­
minderung nur für die Vergangenheit befristet zu 
leisten war, ist § 89 Abs. 1 Satz 4 SGB VI nicht an­
wendbar. In diesen Fällen ist der Rechtsgedanke des 
§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI, nur eine Rente aus eigener 
Versicherung zu leisten, mithilfe der Erfüllungsfiktion 

des § 89 Abs. 1 Satz 5 SGB VI durchzusetzen, worauf 
noch näher einzugehen sein wird.

2.2 Keine Aufhebung nach §§ 45 und 48 SGB X 
für die Vergangenheit

Der Umkehrschluss aus § 89 Abs. 1 Satz 3 SGB VI 
zeigt, dass eine Aufhebung des Bescheides über die 
niedrigere oder rangniedrigere Rente nur für die Zu­
kunft ab dem Beginn der laufenden Zahlung der hö­
heren oder ranghöheren Rente erfolgen soll, so dass 
eine Aufhebung des Bescheides über die niedrigere 
oder rangniedrigere Rente für die Vergangenheit aus­
geschlossen ist. Da § 89 Abs. 1 Satz 3 SGB VI ohnehin 
nur eine Aufhebung für die Zukunft vorsieht, müssten 
für eine solche rückwirkende Aufhebung die Vor­
schriften der §§ 45 und 48 SGB X Anwendung finden. 
Deren Anwendung ist jedoch im Zusammenhang mit 
§ 89 SGB VI nach § 89 Abs. 1 Satz 4 SGB VI ausge­
schlossen. Gleichfalls wurde für die rückwirkende 
Durchsetzung des § 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI eine Er­
füllungsfiktion in § 89 Abs. 1 Satz 5 SGB VI geschaf­
fen, die die intendierte Kompensation überzahlter 
Rentenbeträge spezialgesetzlich regelt. Eine daneben 
bestehende Aufhebungsmöglichkeit nach den Vor­
schriften der §§ 45 und 48 SGB X scheidet deshalb 
aus.

2.3 Erfüllungsfiktion, § 89 Abs. 1 Satz 5 SGB VI
Als weitere Neuerung findet sich in § 89 Abs. 1 Satz 5 
SGB VI eine Erfüllungsfunktion. Danach gilt der An­
spruch auf die höhere oder die ranghöhere Rente für 
den Zeitraum des Zusammentreffens bis zum Beginn 
der laufenden Zahlung nach Satz 3 unter Berück­
sichti gung von Erstattungsansprüchen anderer Leis­
tungsträger bis zur Höhe der gezahlten niedrigeren 
oder rangniedrigeren Rente als erfüllt. Diese zunächst 
etwas sperrig erscheinende Formulierung enthält 
wiederum zwei Aussagen: Zum einen sollen die Er­
stattungsansprüche anderer Sozialleistungsträger 
– das können nur solche nach § 103 SGB X sein – zu­
erst aus der Nachzahlung der höheren oder rang­
höhe ren Rente befriedigt werden19. Zum anderen soll 
die Doppelleistung einer Rente aus eigener Versiche­
rung rückwirkend dadurch vermieden werden, dass 
die höhere Rente bis zur Höhe der niedrigeren Rente 
als erfüllt gilt. Da die niedrigere Rente ab dem Beginn 
der laufenden Zahlung der höheren Rente nach § 89 
Abs. 1 Satz 3 SGB VI aufzuheben und damit der Zah­
lungsanspruch der niedrigeren Rente entfallen ist, 
gilt die Erfüllungsfiktion nur für die in der Vergangen­
heit bereits gezahlten Beträge der niedrigeren Rente.

Stellt sich rückwirkend heraus, dass neben einer 
niedrigeren oder rangniedrigeren Rente für einen be­
stimmten, bereits abgeschlossenen, Zeitraum auch 
ein Anspruch auf eine höhere oder ranghöhere Rente 
bestand, gilt auch für diese vergangene Zeitspanne 
die Erfüllungsfiktion des § 89 Abs. 1 Satz 5 SGB VI. 
Zwar bestimmt § 89 Abs. 1 Satz 5 SGB VI als Endzeit­
punkt für die fingierte Erfüllung den Beginn der lau­
fenden Zahlung der höheren oder ranghöheren Ren­

14 BVerfGE 98, 83 (97).
15 Gesetz zur Flexibilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben in 

den Ruhestand und zur Stärkung von Prävention und Rehabilita-
tion im Erwerbsleben vom 8. 12. 2016 (BGBl. I S. 2838).

16 Zur Begründung und Beurteilung der Zulässigkeit der dortigen 
Nichtanwendungsvorschrift siehe Woditschka, Die Aufhebung 
von Bescheiden im neuen Hinzuverdienstrecht des Flexirenten-
gesetzes nach § 34 Abs. 3f SGB VI, in: DRV 2018, S. 178–191 
(184 ff.).

17 Vgl. Fichte, in: Hauck, Noftz, SGB, 02/18, § 89 SGB VI, Rdnr. 1.
18 S. Fn. 9.
19 Aufgrund des Urteils des BSG vom 7. 9. 2010 (Az.: B 5 KN 4/08 R) 

entspricht die vorrangige Befriedigung von Erstattungsansprü-
chen anderer Sozialleistungsträger aus dem Nach zahlungs-
betrag der Rente wegen voller Erwerbsminderung der einheit-
lichen Verfahrensweise der RV-Träger.
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te, der bei einem abgeschlossenen Zeitrahmen nicht 
mehr eintreten kann. Dennoch ist die Regelung hier 
so zu verstehen, dass auch für den zurückliegenden 
Leistungszeitraum die höhere oder ranghöhere Rente 
bis zur Höhe der niedrigeren oder rangniedrigeren 
Rente als erfüllt gilt. Das folgt aus dem Sinn und 
Zweck der Regelung, die den Ausgleich zwischen ei­
ner bereits gezahlten niedrigeren oder rangniedrige­
ren Rente und einer eigentlich stattdessen zu zahlen­
den höheren oder ranghöheren Rente zur Durchset­
zung des Rechtsgedankens des § 89 Abs. 1 Satz 1 
SGB VI bewirken soll.

2.4 Leistung verbliebener Nachzahlung, § 89 Abs. 1 
Satz 6 SGB VI

§ 89 Abs. 1 Satz 6 SGB VI enthält eine Regelung, wie 
mit einem eventuell verbliebenen Nach zahlungs­
betrag aus der höheren Rente zu verfahren ist, der 
nicht zur Befriedigung der Erstattungsansprüche an­
derer Sozialleistungsträger verbraucht wurde. Dieser 
ist nur auszuzahlen, sofern er die niedrigere oder 
rangniedrigere Rente übersteigt. Die Vorschrift stellt 
sicher, dass an den Rentenbezieher nicht mehr ge­
leistet wird, als ihm bei materiellrechtlich korrekter, 
ursprünglicher Festsetzung eigentlich zugestanden 
hätte.

2.5 Rückforderungsverbot, § 89 Abs. 1 Satz 7 SGB VI
Mit § 89 Abs. 1 Satz 7 SGB VI wurde eine Vorschrift 
geschaffen, nach der Versicherte Rentenzahlungen 
nicht erstatten müssen, wenn der Nach zahlungs­
betrag der höheren Rente nach Befriedigung der Er­
stattungsansprüche anderer Sozialleistungsträger 
nicht genügt, um die bereits geleistete niedrigere 
Rente auszugleichen (sog. Spitzbetrag).

Damit wurde im Recht der gesetzlichen Rentenversi­
cherung (RV) eine dem § 50 Abs. 1 Satz 2 Fünftes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) vergleichbare Vor­
schrift geschaffen. Hiernach darf eine Krankenkasse 
Krankengeld, das über den Beginn einer in § 50 Abs. 1 
Satz 1 SGB V genannten vorrangigen Leistung hinaus 
gezahlt worden ist und die Höhe der vorrangigen 
Leistung übersteigt, nicht vom Versicherten zurück­
fordern. Hintergrund dieser Schutznorm20 ist die 
Erwä gung, dass der Versicherte diesen Spitzbetrag 
behalten und verbrauchen durfte, weil er auf die 
Rechtmäßigkeit des Krankengeldbezuges vertrauen 
konnte21.

Dieser Gedanke aus dem Recht der gesetzlichen Kran­
kenversicherung (KV) wird mit der Novellierung des 
§ 89 SGB VI im Recht der gesetzlichen RV fortgeführt. 
Ein Versicherter, der in der gesetzlichen KV pflicht­
versichert ist, wird in den meisten Fällen auch Pflicht­
mitglied in der gesetzlichen RV sein. Die Kranken­
kasse darf Krankengeld, das z. B. die Höhe einer für 
einen Parallelzeitraum bewilligten Rente wegen  voller 
Erwerbsminderung übersteigt, nicht zurückfordern. 
Ergibt sich aus der Rente wegen voller Erwerbsmin­
derung ein Nachzahlungsbetrag, wird die Kranken­

kasse hierauf einen Erstattungsanspruch nach § 103 
Abs. 1 SGB X geltend machen. Aufgrund dieser vor­
rangig zu befriedigenden Erstattungsforderung der 
Krankenkasse22 konnte nach der rückwirkenden Auf­
hebung des Bescheides über den Zahlungsanspruch 
der Betrag der Rente wegen teilweiser Erwerbsmin­
derung oft nicht vollständig vom Nachzahlungsbetrag 
der Rente wegen voller Erwerbsminderung einbehal­
ten werden und musste vom Versicherten zurück­
gefordert werden (§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Hierin 
lag eine bis dato unbefriedigende Situation, da der 
Versicherte zwar das überschießende Krankengeld, 
welches die Krankenkasse nicht im Wege des Er­
stattungs anspruchs zurückerhielt, behalten durfte, 
aber die Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 
für Zeiten der Parallelität mit einem Anspruch auf 
Rente wegen voller Erwerbsminderung in Teilen zu 
erstatten hatte.

Die differierende Behandlung dieser Sozialleistungen 
in durchaus vergleichbaren Konstellationen hat der 
Gesetzgeber erkannt und behoben. Insbesondere in 
Bezug auf das Recht der Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit war dieser Schritt folgerichtig. Auch 
ein Versicherter, der rückwirkend eine Rente wegen 
voller Erwerbsminderung anstelle einer Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung zuerkannt bekommt, 
konnte nicht damit rechnen, dass er aufgrund des Zu­
sammenspiels von § 89 SGB VI und § 103 SGB X  einen 
Teil der im guten Glauben verbrauchten Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung an den RV­Träger er­
statten muss.

3. Verweisung in den Abs. 2 und 3 sowie § 27 Abs. 1 
Satz 2 ALG

Die Geltung der neuen Regelungen zur formellen 
Durchsetzung der Nichtleistungsvorschrift bei mehre­
ren Rentenansprüchen wird durch § 89 Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 3 Satz 3 SGB VI auch für dem Grunde neben­
einander bestehende Ansprüche auf kleine und große 
Witwen­ und Witwerrenten bzw. mehrere Ansprüche 
auf Waisenrente übertragen. Damit wird sicherge­
stellt, dass auch bei Renten, die auf einem fremden 
Versicherungsverhältnis gründen, immer nur eine 
Leistung erbracht wird.

Darüber hinaus wurde auch in § 27 Abs. 1 des Geset­
zes über die Alterssicherung der Landwirte (ALG) 
ein  neuer Satz eingefügt. Dieser ordnet die ent­
sprechende Geltung des § 89 Abs. 1 Satz 3 bis 7 
SGB VI auch in der landwirtschaftlichen Alterssiche­
rung an.

4. Bedeutung des neuen § 89 Abs. 1 Satz 3 bis 7 SGB VI

Für die RV­Träger wurde durch die Ergänzung des 
§ 89 SGB VI gesetzliche Klarheit geschaffen und eine 

20 Schifferdecker, in: KassKomm, 101. EL; SGB V § 50, Rdnr. 23.
21 BSG, NZS 1993, 166 (167).
22 Vgl. Fn. 19.
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Verwerfung geschlossen, die systemimmanent23 ins­
besondere bei der Feststellung von Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit auftreten konnte. 
Perspektivisch kann nun mithilfe der neuen Vorschrift 
bei medizinisch bedingten Renten auf jene Fallgestal­
tungen reagiert werden, bei denen sich im Nach hinein 
herausstellt, dass der wirkliche medizinische Zustand 
des Versicherten nicht von Anfang an korrekt fest­
gestellt wurde. Die Neuregelung gibt den RV­Trägern 
damit die Möglichkeit, auch bei der medizinisch oft 
schwierigen Einschätzung des Leistungsvermögens 
eines Versicherten im Nachhinein noch Korrekturen 
an der formellen Bescheidlage vorzunehmen, wenn 
sich der Umfang der Leistungseinschränkung rück­
wirkend betrachtet anders darstellt. Eine solche den 
RV­Trägern obliegende geänderte Feststellung des 
Leistungsvermögens gereicht dem Rentenempfänger 
jedoch nicht zum Nachteil, da § 89 Abs. 1 Satz 7 
SGB VI anordnet, dass auch nach Abrechnung der 
Erstattungs ansprüche anderer Leistungsträger sum­
ma summarum eventuell zu viel gezahlte Renten­
beträge nicht zurückgefordert werden dürfen. Das 

Doppelzahlungsverbot des § 89 Abs. 1 SGB VI kann 
damit nunmehr auch rückwirkend durchgesetzt wer­
den.

5. Fazit
Mit der Schaffung eines speziellen formellen Korrek­
turregimes im Rahmen des § 89 SGB VI wurde ein 
Mangel behoben, der deutlich hervortrat, wenn eine 
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bewilligt 
wurde, obwohl bei späterer objektiver Betrachtung 
gleichzeitig ein Anspruch auf Rente wegen voller Er­
werbsminderung bestand. Da der Zahlungsanspruch 
der Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung dann 
in den meisten Fällen nicht mehr mithilfe der allge­
meinen Korrekturvorschriften des SGB X aufgehoben 
werden konnte, wie es § 89 Abs. 1 SGB VI eigentlich 
verlangt, bieten die fünf neuen Sätze des ersten Ab­
satzes des § 89 SGB VI die Gewähr dafür, dem Rechts­
gedanken des § 89 Abs. 1 SGB VI zum Durchbruch zu 
verhelfen. Insbesondere die spezielle Korrekturvor­
schrift des § 89 Abs. 1 Satz 3 SGB VI sowie die Erfül­
lungsfiktion des § 89 Abs. 1 Satz 5 SGB VI schließen 
hier eine Lücke, die erst durch das Zusammenspiel 
verschiedener Urteile des BSG aufgezeigt wurde24 und 
die die Umsetzung des § 89 Abs. 1 SGB VI für die RV­
Träger nahezu unmöglich machte.

23 Matlok, Woditschka, a. a. O., 50 (55).
24 BSG, Urteile vom 7. 9. 2010 (Az.: B 5 KN 4/08 R), 7. 4. 2016 (Az.: 

B 5 R 26/15 R) sowie 25. 5. 2018 (Az.: B 13 R 33/15 R).
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